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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

03.08.2004 

Geschäftszahl 

99/13/0169 

Rechtssatz 

Zu § 4 der Verordnung BGBl. Nr. 303/1996 hat der Verfassungsgerichtshof in seinem - zum Fall der 
Geltendmachung der Kosten für die behindertengerechte Einrichtung eines Badezimmers ergangenen - 
Erkenntnis vom 13. März 2003, B 785/02, ausgeführt, dass seine gesetzeskonforme Interpretation ein 
ausdehnendes Verständnis des Ausdrucks "nicht regelmäßig anfallende Aufwendungen für Hilfsmittel" (der 
durch den Klammerausdruck nur beispielhaft erläutert wird) eines solchen Inhaltes gebietet, mit welchem 
vermieden wird, dass aus dem Geltungsbereich der Verordnung gerade solche Aufwendungen herausfallen 
würden, bei denen im Hinblick auf die Unregelmäßigkeit des Anfalles "die Anrechnung von Pflegegeld 
besonders widersinnig und daher unsachlich wäre". Gleichartige Überlegungen haben auch für die vom 
Beschwerdeführer geltend gemachten Heilbehandlungskosten (Aufwendungen für Medikamente, ärztliche 
Behandlungen und Therapien) zu gelten. Auch diese fielen, wie die im Verwaltungsverfahren vorgelegten 
Rechnungen ausweisen, nicht regelmäßig an und auch deren Herausfallen aus dem Anwendungsbereich der 
Verordnung ließe vor dem Hintergrund des gesetzlich formulierten Zweckes des Bundespflegegeldgesetzes 
Zweifel an der Sachlichkeit der verordneten Regelung aufkommen. 

Beachte 

Besprechung in: 

SWK Nr 31/2004, S 879 - S 880; 


